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Informationsveranstaltung für Grundstückseigentümer der Flächen im 

Geltungsbereich der Vorbereitenden Untersuchung Fahrland-West  
 

02.04.2019, 18:30 bis 20:30 Uhr 

Hort der Regenbogengrundschule Fahrland, Ketziner Straße 90, 14476 Potsdam 

 

Tagesordnung: 
1. Präsentation der Landeshauptstadt Potsdam zum Thema Vorbereitende Untersuchung und zur 

Vorkaufsrechtsatzung durch Herrn Wolfram, Bereichsleiter Stadtentwicklung. 
2. Fragen aus dem Podium, Antworten durch Herrn Goetzmann, Fachbereichsleiter Stadtplanung 

und Stadterneuerung. 

Moderation durch Hr. Baumann, Büro BLAU. 
 

 

Dokumentation der Fragen und Antworten 
 

1. Fragen zur Vorkaufsrechtssatzung 
 

1.1 Warum wird das Instrument der Vorkaufssatzung genutzt? Steht der Gemeinde nicht 
ein allgemeines Vorkaufsrecht zu? 

 

Es gibt kein allgemein gültiges Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch (BauGB). § 24 BauGB zählt 

die Fälle, in denen der Gemeinde ein allgemeines Vorkaufsrecht zusteht, abschließend auf. Dazu 

zählt zum Beispiel der Kauf von bestimmten Grundstücken im Geltungsbereich eines 

Bebauungsplanes. Allerdings ist sind Notare bei jedem Verkauf dazu verpflichtet, diesen bei der 

Gemeinde zu melden, damit überprüft werden kann, ob ein Vorkaufsrecht besteht. Die Stadt 

Potsdam hat in Fahrland eine Vorkaufssatzung nach § 25 Abs. 2 BauGB (besonderes 

Vorkaufsrecht) beschlossen, da sie auf den Flächen städtebauliche Maßnahmen in Betracht zieht. 

Allerdings ist derzeit noch unklar, ob diese städtebaulichen Maßnahmen überhaupt umgesetzt 

werden und wie sie dann konkret aussehen können. Um dieses zu prüfen, wird die Vorbereitende 

Untersuchung durchgeführt.  

 

1.2 Wird die Stadt alle Flächen im Gebiet ankaufen? 

 
Die Stadt plant derzeit keinen Ankauf von Flächen, dieses ist auch nicht der Zweck einer 

Vorkaufsrechtssatzung. Die Vorkaufsrechtssatzung wirkt vor allem vorbeugend, um 

Bodenspekulationen zu vermeiden. Wenn Eigentümer keine Flächen veräußern, kommt die 

Satzung nicht zur Anwendung.  

 
1.3 Welche Nachteile entstehen dem Eigentümer bei einem Verkauf an die Stadt auf 

Grundlage der Vorkaufssatzung? 
 

Es gibt keine Nachteile für den Eigentümer, da die Gemeinde in den Kaufvertrag mit dem Verkäufer 

einsteigen kann, wenn sie das Vorkaufsrecht wahrnehmen will - zu den verhandelten Konditionen. 

Nur wenn der vereinbarte Kaufpreis „den Verkehrswert in einer dem Rechtsverkehr erkennbaren 

Weise deutlich überschreitet“ (vgl. § 28 Abs. 3 BauGB), ist ein Abweichen von diesen Konditionen 

möglich.  
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1.4 Der Ackerlandpreis beträgt in Fahrland West ungefähr 1 €. Was bedeutet die 
rechtgültige Vorkaufssatzung für diesen Preis? 

 

Die Vorkaufsrechtssatzung wirkt sich nicht auf den Bodenpreis aus. Die aktuellen Verkehrswerte 

würden allerdings zum Vergleich herangezogen, wenn ein Eigentümer in der Zukunft Flächen 

verkauft und dabei einen deutlich über dem Verkehrswert liegenden Preis mit dem Käufer 

vereinbart, s. Frage 1.3 

 

Es ist verständlich, dass Eigentümer ihre Grundstücke gerne zu einem möglichst hohen Preis 

verkaufen möchten. Jeder hätte gerne einen Wertzuwachs und wünscht sich, dass die Kommune 

nicht nur zum Verkehrswert Flächen erwirbt. Aber gleichzeitig ist es Aufgabe der Kommunen, 

Infrastrukturen in ausreichendem Umfang zur Verfügung zu stellen. Diese müssen auch finanziert 

werden. Im Rahmen der Gesetzgebung gibt es deswegen für die Kommune die Möglichkeit, dass 

im Rahmen einer Entwicklungsmaßnahme der Ausgangs-Bodenrichtwert angesetzt werden kann, 

der zu Beginn einer Vorbereitenden Untersuchung (VU) gilt. Allerdings werden die Eigentümer 

bereits in der VU förmlich beteiligt. Während der VU wird an die Eigentümer herangetreten und sie 

werden zu ihren konkreten Vorstellungen und den Entwicklungsperspektiven befragt, die sie für ihr 

Grundstück haben. 

 

1.5 Warum sind so viele Flächen in den Geltungsbereich der Vorkaufssatzung einbezogen 
worden, wenn es doch zunächst um die Sicherung der Tram-Trasse gehen soll? 

 

Die Abgrenzung ist relativ groß gefasst, da sie entlang gut nachvollziehbarer Grenzen, z.B. Straßen, 

erfolgte. Keinesfalls ist die Grenze der Vorkaufsrechtssatzung bzw. der Vorbereitenden 

Untersuchung gleichzusetzen mit einem möglichen Baugebiet. Falls eine städtebauliche 

Entwicklung stattfindet, wird der Geltungsbereich neu definiert. In einem solchen 

Entwicklungsbereich werden auch Flächen benötigt, die nicht bebaut werden, etwa für Ausgleich 

und Ersatz, öffentliche Grünanlagen, Kleingärten oder Wald.  

 

1.6 Warum wurden ein Teil bebauter Gebiete in das Untersuchungsgebiet einbezogen? 
 

Die bebauten Flächen wurden vor allem deshalb einbezogen, um zu untersuchen, welche 

Auswirkungen mögliche Entwicklungen auf die Bestandsbebauung haben könnten, also z.B. 

Emissionen von Gewerbeflächen oder Straßen auf Wohnbauflächen. Es soll aber auch geprüft 

werden, wie das Fuß- und Radwegenetz in Fahrland verbessert werden kann, z.B. zur besseren 

Erreichbarkeit der Schule oder der Fahrländer Mühle.  

  

1.7 Angesichts dessen, dass viele Grundstücke verpachtet sind (v.a. an Landwirte) - 

warum wurden die Landnutzer nicht zu der Veranstaltung eingeladen? Wie wird mit den 

Pachtverträgen umgegangen, wenn die Gemeinde ein Grundstück kaufen will?  

 
Von Seiten der von der Satzung betroffenen Eigentümer bestand der Wunsch, schnellstmöglich 

eine Informationsveranstaltung durchzuführen, um erste Fragen klären zu können. Vor allem auf 

Grund der Kurzfristigkeit der Veranstaltung wurden die Landnutzer nicht zur Veranstaltung 

eingeladen. Anders als die Eigentümer sind außerdem die Pächter der Stadt nicht vollständig 

bekannt. Es wird davon ausgegangen, dass die Eigentümer ihre jeweiligen Pächter informieren. Im 

Rahmen der anstehenden VU wird mit jedem Grundstückseigentümer ein Gespräch über sein 

Grundstück, bzw. seine Grundstücke geführt, bei dem auch die laufenden Pachtverträge erfasst 

werden. So kann sichergestellt werden, dass diese Belange in ausreichendem Umfang 
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Berücksichtigung finden. Laufende Pachtverträge werden durch die VU nicht beeinflusst. Zu 

zukünftigen öffentlichen Veranstaltungen sind selbstverständlich auch die Pächter eingeladen. 

 

2 Fragen zur Vorbereitenden Untersuchung bzw. Entwicklungsmaßnahme 
 

2.1 Bei der Durchführung von Entwicklungsmaßnahmen ist als letztes Mittel auch die 
Enteignung möglich. Was ist, wenn Eigentümer nicht verkaufen wollen?  

 

Es wurde dargestellt, dass vor allem Landwirte eine besondere Verbundenheit zu ihrem 

Grund und Boden haben. Somit sei zu vermuten, dass nur wenige Landwirte freiwillig Land 

verkaufen werden. Insbesondere bei landwirtschaftlichen Grundstücken, die einen geringen 

Bodenwert besitzen, sei es für die Eigentümer rentabler, diese zu behalten und den Profit 

über viele Jahre zu erwirtschaften. Insofern sei es realistisch, dass der Erwerb von Land durch 

die Stadt nur über das Mittel der Enteignung möglich ist. 
 

Erst nach Abschluss der Vorbereitenden Untersuchung kann durch die Stadtverordneten-

versammlung eine Entwicklungsmaßnahme beschlossen werden, es gibt dafür keinen 

Automatismus. Die Vorbereitende Untersuchung kann auch andere Empfehlungen geben, 

alternative Wege vorschlagen und solche Empfehlungen auch nur für einen Teil des 

Untersuchungsgebietes geben.  

Falls eine Entwicklungsmaßnahme beschlossen wird, werden im Regelfall die Flächen innerhalb 

des Geltungsbereiches durch die Gemeinde erworben. Alternativ kann der Eigentümer die Flächen 

nach den Zielen der Entwicklungsmaßnahme auch selber entwickeln, dann können dazu 

entsprechende Vereinbarungen getroffen werden; ein Ankauf durch die Stadt ist dann nicht nötig. 

Falls man zu keiner gemeinsamen Einigung kommt, ist theoretisch als letzter Schritt auch eine 

Enteignung möglich. Dieses hängt sehr davon ab, welche Bedeutung die jeweilige Fläche für die 

Umsetzung einer städtebaulichen Maßnahme hat. Enteignungen sind allerdings sehr selten und 

auch in Fahrland-West eher unwahrscheinlich. 

Selbst wenn am Ende einer Vorbereitenden Untersuchung insgesamt eine Entwicklungsmaßnahme 

vorgeschlagen wird, könnte ein mögliches Ergebnis auch sein, dass nur bestimmte Flächen für eine 

Entwicklungsmaßnahme geeignet sind. Andere Flächen können aus der Entwicklung 

ausgenommen werden, dann könnte beispielsweise eine landwirtschaftliche Nutzung beibehalten 

werden.  
Da es sich in Fahrland-Nord überwiegend um Landwirtschaftsflächen handelt, werden im Rahmen 

der Vorbereitenden Untersuchung auch landwirtschaftliche Tauschflächen ein wichtiges Thema 

sein, um Landwirten den landwirtschaftlichen Betrieb auch künftig zu ermöglichen, falls Teile der 

Flächen nicht mehr für die Landwirtschaft zur Verfügung stehen. 

 

2.2 Angenommen, eine Bebauung von Ackerflächen wird geplant. Wer profitiert von der 

Wertsteigerung? Welchen Status haben die Flächen derzeit?  

 
Die Wertsteigerung der Fläche entsteht in diesem Fall durch die städtebauliche Planung, deshalb 

spricht man von „planungsbedingter Wertsteigerung“. Das Baugesetzbuch sieht vor, dass diese 

Wertsteigerung im Rahmen einer Entwicklungsmaßnahme ausschließlich dazu genutzt wird, die 

Entwicklung des Gebietes zu finanzieren, also z.B. für den Bau von Wegen und Straßen, 

Grünflächen oder für nötige Kindergarten- und Schulplätzen, deren Bedarf sich aus dem Gebiet 

ergibt. Diese Maßnahmen werden durch den Verkauf baureifer Flächen finanziert. Falls die 

Gemeinde durch die Veräußerung von entwickelten Flächen innerhalb der Maßnahme einen 

Gewinn machen sollte, muss dieser an die früheren Eigentümer ausgezahlt werden. 
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Derzeit sind die Flächen allerdings weiterhin als Ackerflächen und nicht als Bauerwartungsland 

anzusehen, da noch unklar ist, ob die Flächen überhaupt zukünftig entwickelt werden sollen und 

können. 

 

2.3 Für eine gute Ausnutzung der zukünftigen Tramlinie wäre es eigentlich notwendig, 
dass auch Wohnbau auf den Flächen in Fahrland-West entsteht. Wie passt es 
zusammen, dass einerseits eine gute Auslastung der Straßenbahn gewährleistet sein 
muss und andererseits keine Wohnnutzung geplant sind?  

 

Die Prüfung der Eignung für Wohnungsbau ist ausdrücklich für die Vorbereitenden Untersuchungen 

vorgesehen. Fahrland ist durch seine Lage und Ausstattung grundsätzlich gut für Wohnungsbau 

geeignet, die Lagegunst wird sich mit Errichtung der Straßenbahn noch deutlich erhöhen. 

 
2.4 Welche Rolle spielt die Landesplanung und der neue Landesentwicklungsplan in 

Hinblick auf die Planungen für Fahrland-West? Wie realistisch ist der Bau von 
Wohnungen auf den Vorkaufs-Flächen? 

 

Die Stadt ist an die Ziele des Landesentwicklungsplanes Hauptstadtregion (LEP HR) gebunden, der 

am 01.07.2019 in Kraft getreten ist. Fahrland-West liegt außerhalb des im LEP HR festgelegten 

„Gestaltungsspielraums Siedlung“, dadurch ist die Entwicklung von Wohnbauflächen derzeit sehr 

eingeschränkt. Aus Sicht der LHP wäre es wünschenswert, wenn die Landesplanung stärker als 

bisher die Entwicklung von Wohnbauflächen entlang von Bahnstrecken bzw. Tram-Trassen 

ermöglichen würde.  

 
2.5 Aus den Planungen der Stadt geht aber hervor, dass es in der VU vor allem um andere 

Nutzungen, u.a. eine Kleingartenanlage, gehen soll. 

 

Die Klärung der Frage, ob im Gebiet neue Kleingärten entstehen können, ist im Rahmen der 

Vorbereitenden Untersuchung vorgesehen. Es handelt sich dabei aber um eine untergeordnete 

Nutzung, die ggf. im Zusammenhang mit öffentlichen Freiflächen oder Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen realisiert werden könnte. Im Rahmen der VU soll neben der Eignung für 

Wohnungsbau (s.o.) auch die Eignung der Fläche für die Ansiedlung von Unternehmen, soziale und 

technische Infrastruktur und Freiflächen geprüft werden (s. Präsentation). 

 
2.6 Wie viel Platz wird für welche Nutzungen vorgesehen? 
 

Die Erarbeitung von städtebaulichen Konzepten mit Nutzungen wird erst im Rahmen der 

Vorbereitenden Untersuchung erfolgen. 

 

2.7 Es wird die Befürchtung geäußert, dass mit einer zukünftigen Entwicklungsmaßnahme 
vor allem Infrastrukturen geschaffen werden sollen, die den neuen BewohnerInnen in 
Krampnitz zu Gute kommen und im Ursprung weniger für die Fahrländer geplant sind.  

 

Die Planungen sollen sowohl den zukünftigen BewohnerInnen in Fahrland als auch dem Potsdamer 

Norden insgesamt zu Gute kommen. Insbesondere für die Verlängerung der Straßenbahntrasse ist 

nur dann wirtschaftlich möglich, wenn man die BewohnerInnen im Einzugsbereich insgesamt 

betrachtet, also vor allem in Neu-Fahrland, Krampnitz und Fahrland. Bei der sozialen Infrastruktur 

liegt der Fokus eindeutig auf Fahrland, da in Krampnitz eigene Einrichtungen Kitas und Schulen 

entstehen werden.  
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2.8 Wann kann mit weiteren Schritten gerechnet werden? Was sind die weiteren Schritte? 
 

Die Arbeit an der Vorbereitenden Untersuchung wird frühestens Ende 2019 beginnen. Der 

Informationstermin wurde so früh angesetzt, weil der ausdrückliche Wunsch bestand, dass die 

betroffenen Eigentümer möglichst frühzeitig beteiligt werden. Vermutlich wird erst nach dem 

Sommer 2020 das nächste Mal eine öffentliche Information stattfinden. Im Rahmen der 

Vorbereitenden Untersuchung wird es neben öffentlichen Veranstaltungen aber auch 

Abstimmungen mit jedem einzelnen Grundstückseigentümer geben.  

 

Die Eigentümerinteressen, die Ziele des Ortsteils und der Stadt werden bei den weiteren Planungen 

berücksichtigt, ein möglichst weitgehender Interessenausgleich ist ein Ziel der Vorbereitenden 

Untersuchung. Dabei gilt es, neben der individuellen Betroffenheit der einzelnen Eigentümer aber 

auch den Nutzen einer Entwicklungsmaßnahme für die Stadt und den Ortsteil zu betrachten. 

Letztlich ist es eine politische Entscheidung, ob anschließend eine Entwicklungsmaßnahme 

eingeleitet wird.  

 

Ein erster Schritt innerhalb der Vorbereitenden Untersuchung wird die Klärung mit dem Land sein, 

wie mit dem Landschaftsschutzgebiet umgegangen werden kann. Vorstellbar aus Sicht der Stadt ist 

eine Ausgliederung der Fläche, ein Zustimmungsverfahren oder in bestimmten Konstellationen auch 

eine Befreiung für Teilflächen.  
 

2.9 Wie ist der zeitliche Rahmen für die Planungen? 
 

Die Vorbereitende Untersuchung wird etwa zwei bis fünf Jahre benötigen, erst nach deren 

Abschluss wird über das weitere Vorgehen entschieden. Falls eine Entwicklungsmaßnahme 

umgesetzt werden soll, kann dafür erfahrungsgemäß von einer Realisierungszeit von 10-15 Jahren 

ausgegangen werden.  

 

Zur Straßenbahn: Im Moment laufen die technischen Planungen des VIP für die Straßenbahntrasse, 

2020 soll das nötige Planfeststellungsverfahren beginnen. Dieses Planverfahren wird etwa zwei bis 

drei Jahre dauern, anschließend kann die Trasse gebaut werden. Nach derzeitigem Stand ist der 

Bau in zwei Abschnitten geplant: Im ersten Abschnitt bis Krampnitz und dann bis Fahrland / 

Regenbogenschule. 


